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In dem Rechtsstreit

Verkündet

‘ . der Landesversicherungsanstalt Schleswig—Holstein
am 1° Jhll 1964

Lübeck, Kronsforder Allee 2—6‚ 9

Beigeladenen und Revisionsklägerin9

in Sachen

Klägerin und Revisionsbeklagtenp

‚g
e g e n

die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte;
Berlin 31‚ Ruhrstrasse 2‚

Beklagte,

hat der 110 Senat des Bundessozialgerichts auf
die mündliche Verhandlung vom 10 Juli 1964? an

4
der mitgewirkt haben_

Senatspräsident Dr° H a u e i s e n
als Vorsitzender9

Bundesrichterin Dr° S c h w a r z und

Bundesrichter S o n n e n b e r g
‘ als weitere Berufsrichter9

Bundessozialrichter Dr() B a u m a n n und

Bundessozialrichtcr G ü n t h e r

als ehrenamtliche Richter

für Recht erkannt;

' Auf die Revision der Beigeladenen werden das

Urteil des Landessozialgerichts Bremen vom

200 September 1962 und das Urteil des Sozial—
gerichts Bremen vom 190 Februar 1962 aufgehoben;

"die Klagc‘wird abgewieseno

Aussergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten°
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Mit Bescheid
vom 190 November 1960 gewährte die

Bundesversicherungsanstalt für Angestellte (Beklagte)

dem M— Sch ' (Sabo) Altersruhegeld vom
1„ Juni 1960 an'(5 25 Abs° 1 des Angestelltenver—
sicherungsgesetzes —AVG--)° Bei der Berechnung des

Altersruhegeldes berücksichtigte die Beklagte

entsprechend der Beitragsübersicht der Landesver—
sicherungsanstalt Schleswig-Holstein (Beigeladenen)

vom 170 Oktober 1960 folgende Versicherungszeiten

aus der Rentenversicherung der Arbeiter (Invaliden—

versicherung): eine Beitragszeit von 156 Wochen

aus den Jahren 1911_bis 1914 und als Ersatzzeit

(@ 1251 Abs„1 Ziffo1 der Reichsversicherungsordnung

—RVO—= 5 28 Abs„1 Ziffo1 AVG) die anschliessende

Kriegsdienstzeit vom 100 August 1914 bis zum
30 Februar 1916 (78 Wochen)° Die Anrechnung der

weiteren Kriegsdienstzeit vom 40 Februar 1916

bis zum 100 September 1917 lehnte die Beklagte ab,

weil Sehe während dieser Zeit wegen vorübergehender

Invalidität infolge einer Verwundung am 60 August 1915
Invälidenrente nach 5 1255 Abs° 3 RVO idF vom

,
190 Juli 1911 bezog; Die dagegen gerichtete Klage

' des Sch° hatte Erfolg (Urteil des SG Bremen vom.

190 Februar 1962); die Berufung der Beigeladenen
Wies das Landessozialgericht (LSG) Bremen am I
200 September 1962 zurück; Auch die weitere.
Kriegsdienstzeit des Soh„ vom 40 Februar 1916

bis zum 100 September 1917 sei als Versicherungszeit

nach @ 27 AVG anzurechneny auch insoweit handele

es sich um eine Ersatzzeit im Sinne des 5 28 Abs° 1
Ziff„ 1‘AVGo Dass Scho während dieser.Zeit Invaliden4

Vrente bezogen habe,.stehe dem nicht entgegen; nach

dem hier anzuwendenden neuen Recht sei die '
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Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses auch nach

Eintritt der Berufsunfähigkeit oder Erwerbsunfähigkeit

möglich; der Versicherungsfall der vorübergehenden

Invalidität im Jahre 1916 habe daher _ nach neuem Recht —
das Versicherungsverhältnis des Sehe für den hier zu

beurteilenden Versieherungsfall des Alters nicht beendet„

Das LSG liess die Revision zu() Das Urteil wurde der Bei—

geladenen am 31° Oktober 1962 zugestellt°

Am 300 November 1962 legte die Beigeladene Revision ein;

sie beantragte9 '

das Urteil des LSG Bremen vom 2o„September 1962

‚
und das Urteil des SG Bremen vom 190 Februar

1962 aufzuheben und die Klage abzuweisen„

Die Beigelädene'begründete die Revision am 200
Dezember

1962: Das LSG habe 5 28 Abs„1 Ziff() 1 AVG unrichtig
angewandt; auch nach neuem Recht könne eine Kriegsdienst—

zeit des ersten Weltkriegs, während der Invalidenrente

bezogen werden ist, keine Ersatzzeit seino

Die Beklagte schloss sich dem Antrag und den Ausfüh—

rungen der Beigeladenen an° '

Am 4° Februar 1963 starb Scho Am 12° November 1963

beantragte die Beigeladene, die Witwe K Sch
als Rechtsnachfolgerin des Sch° zur Aufnahme des

verfahrcns und Zugleich zur Verhandlung der Haupt-
sache zu laden„ Dies geschah am 125 Juni 19640 Frau

Ki Sch : erklärte sich hierzu nichto

II

‚Der Senat hat zunächst von Amts wegen zu prüfen‚
ob die als Rechtsnachfolgerin des verstorbenen Sehe

geladene Witwe K Sehe als Klägerin (Revisions—
beklagte) in das enhängige RevisionsverfahrenJLaw – Gesetze und Urteile
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einz'utretenhato Dies ist zu bejaheno Rechtsnach—
folger im Sinne des © 68 des Sozialgeribhtsge—'

setzes (SGGÄ in Verbindung mit 5 239 der Zivil—'

rpozessordnung (ZPO) ist, wer infolge des Todes,

des bisherigen Prozessbeteiligten in dessen Rechts—
\stellung eintritto Es kann dahingestellt bleiben‚

;ob K ‚ Sch° Erbin des verstorbenen3cho und

damit seine Universal—Rechtsnachfolgerin ist„
_Sie ist jedenfalls Sonderrechtsnachfolgerin für

die Rentenansprüche des Scho gegen die Beklagte

nach 5 65 Abs° 2 AVG(vglo BSGSozR Nro 1 zu
g 68 sec); sie hat nach der Meldebestätigung
des Stadt— und Polizeiamts der Freien Hansestadt

Bremen vom 25° Oktober 1963 mit ihrem verstorbenen

Ehemann Mi Sch° bis zu dessen Tode in häuslicher
Gemeinschaft gelebt und ist daher nach @ 65 Abs° 2

AVG zur Fortsetzung des Verfahrens hinsichtlich

der streitigen Bezüge des Scho in erster Linie

berechtigt° Sie ist zur Aufnahme des Verfahrens
auf Grund des Antrags der Beigeladenen auch ver—
pflichtet, sie hat keine gesetzlichen Gründe? die

Aufnahme des Verfahrens abzulehnen (vgl° BSG
aaO); sie ist deshalb an Stelle des verstorbenen

M : Sch° als Klägerin (Revisionsbeklagte) am
Verfahren beteiligt°

Die Revision der Beigeladenen ist zulässig

(55 162 Abs; 1 Nr„ 15 164 see); sie ist auch

_
begründet°

Zu Unrecht ist das LSG zu der Auffassung gelangt‚

auch die Zeit vom 40 Februar 1916 bis zum
-1o° September 1917 sei als Ersatzzeit renten—

steigernd zu berücksichtigeno Die hier allein

streitige Frage der Anrechnung dieses Zeitraums

auf die Versicherungszeit ist — wie das LSG

‘insoweit zutreffend erkannt hat — nach dem ab

_ 5 _JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 5 _

10 Januar 1957 geltenden — neuen — Recht zu beurteilen;

der Rentcnanspruch des Sch„ auf das Altersruhegeld nach

% 25 Abso 1 AVG stützt sich auf einen Versieherungsfall

neuen Rechts; dieser Rentenanspruchy um dessen Bérechnung

es hier geht9 ist erst im Juni 1960 nach Inkrafttreten

der Neuregelungsgesetze (1; Januar 1957) entstanden°
Anzuwenden sind insoweit allerdings nicht — wie das

LSG angenommen hat — die neuen Vorschriften des AVG,

sondern nach 5 89 Abs° 3 AVG die neuen Vorschriften der

RVG; denn es handelt sich um einen Fall der Wanderver-

sicherung im Sinne von @ 87 AVG} die Beklagte ist zwar

für die Feststellung der Gesamtleistung zuständig (55 8791

89ibs„ 2„ 90Abso1 AVG)?der hier streitige_2eitraum
vom 40 Februar 1916 bis zum 100 September 1917 ist jedoch

dem durch die beigeladene Landesversicherungsanstalt

Schleswig—Holstein beteiligten Versicherungszweig der

Rentenversieherung der Arbeiter zuzurechnen? weil der
letzte Beitrag vor der hier streitigen — weiteren —
Ersatzzeit zu diesem Versicherungszweig entrichtet werden

ist (vglo auch 5 1314 Abs„ 2 Satz 2 eve = 9 93 Abs„ 2
Satz 2 AVG)„ Diese unrichtige Gesetzesenwenduhg des LSG
ist aber rechtlich ohne Belangy denn die hier in Betracht

zu ziehenden Vorschriftn der BVG stimmen mit denen des

AVG, nach denen das LSG die Anrechnung dieser Zeit beur—
teilt hat9 wörtlich übereino Nach @ 1250 Absc 1 Buchsto b

EVO9 der dem @ 27 Abs° 1 Buchst° b AVG entspricht? sind
anrechnungsfähige Versieherungszeiten auch Zeiten ohne

Beitragsleistung.(Ersatzzeiten) nach 5 1251 RVG (= 5 28

AVG)°Nach@1251Abs„ 1 Ziff„ 1 RV0(= 5 28 Abs; 1
Ziff() 1 AVG) werden für die Erfüllung der Wartezeit als
Ersatzzciten die Zeiten des militärischen oder militär—

ähnlichen Dienstes im Sinne der @@2 und 3 des Bundes—
versorgungsgesetses (BVG) angerechnet, der auf Grund

gesetzlicher Dienst- oder Wehrpflicht oder während

eines Krieges geleistet werden iSto
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Entgegen der Ansicht des LSG handelt es sich bei

der hier streitigen Zeit vom 40 Februar 1916 bis

zum 10„ September 1917 jedoch nicht um eine

derartige Ersatzzeito Nach den unangegriffenen

Feststellungen des LSG hat Sch° zwar auch während

dieses Zeitraums militärischen Dienst im Sinne

des 5 2 BVG geleistet; er ist am 100 August 1914

zum Kriegsdienst einberufen und erst am 100 Septem—

ber 1917 entlassen werden; dennoch kann aber die

Zeit vom 40 Februar 1916 bis zum 100 September 1917

nicht als Ersatzzeit im Sinne von @ 1251 RVO
(= 9 28 AVG) angesehen werden‚ weil Sehe während

dieser Zeit - wie das LSG ebenfalls unangegriffén

festgestellt hat — Invalidenrente nach @ 1255

Abs° 3 RVOidF vom190Juli 1911(Krankenrente)
bezogen hato Der Invalidenrentenbezug während der

Kriegsdienstzeit im erSten Weltkrieg hat nicht nur

— wie auch das LSG nicht verkannt hat — nach dem

bis zum 310 Dezember 1956 geltenden — alten —

Recht bewirkt? dass die Kriegsdienstzeit insoweit9
als sie mit der Rentenbezugszeit zusammenfiel9

nicht als Ersatzzeit angesehen werden konnte mit

der Folge? dass insoweit keine Steigerungsbeträge'

zu gewähren waren (vgl„ dazu Urteil des erkennenden

‘Senats vom 160 April 19645111/1 RA 356/62); auch
nach dem hier anzuwendenden neuen Recht ist die

Kriegsdienstzeit im ersten Weltkrieg von dem Zeit-

punkt an keine Ersatzzeit mehr‚ von dem an dem

Versicherten Invalidenrente zuerkannt werden istc

Diese Folgeruhg ergibt sich zwar nicht aus dem

Wortlaut des 9 1251 RVO (= 5 28 AVG)9 auf den das
LSG allein abgestellt hat? jedoch aus dem Wesen

der Ersatzzeit0 Die Ersatzzeiten neuen Rechts sind

ebenso wie_die (vollkommenen) Ersatzzeiten alten

Rechts (@ 1263 RVO aF; vgl„ dazu das bereits erwähnte
Urteil des Senats vom 160 April1964y 11/1 RA 556/62)_
Ersatz für Zeiten, für die mit Rücksicht auf die

_'7
_
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besonderen im Gesetz festgelegten Tatbestände dem

Versicherten die Entriehtung von Beiträgen regelmässig

nicht möglich gewesen ist„ dadurch sollen ihm ver—
(

sicherungsrechtliehe Nachteile nicht entstehen; auch die

‘Ersatzzeiten neucn_Reehts sollen als "Zeiten ohne Bei—

tragsleistung" (% 1250 Abs° 1 Nr„ 2 RVG) ihrem Wesen nach

Beiträge ersetzen9 weil nach der Ansicht des Gesetzge—

here durch die mit diesen Zeiten verbundenen aussergeé
wöhnlichcn Umstände? die nicht in der Person des Versicher—

ten begründet sind, eine Beitragsleistung nicht zu erwarten

gewesen ist° Wenn deshalb während des Vorliegens eines der

in © 1251 RVO angeführten Tatbestände keine Beiträge ent—

richtet werden sind? dann wird unterstellt‚ dass allein

die mit diesen Zeiten verbundenen äussergewöhnliphen

Umstände eine BdtragsleiStung verhindert haben„ Das gilt

'abcr nur solange, wie der Versicherte überhaupt die recht—
liche Möglichkeit gehabt hätte, während dieser Zeit Beiträge

wirksam zu entrichten; denn für die Anwendung der Ersatz;

zeitcnrcgelung ist nur dann Raum9 wenn und solange Beitrags—

'zeiten durch die mit diesen Zeiten verbundenen ausserge-

wöhnlichen Umstände verlorengehen konntcn„ An dieser Voraus-

setzung fehlt es hier für die streitige Zeit vom 4„Februar

1916bis zum1o„ September_1917oMit demEintritt der
Invalidität am 4° Februar 1916 und der Gewährung von Inva—

lidenrentc trat nach damaligem Recht "absolute" Versicherungs-

freihcit ein? die bewirkte, dass für den Versicherten von

diesem Zeitpunkt an keine Beiträge mehr entrichtet werden

durften(551236,1443RvoidFvom190Juli 1911);Die
Entrichtung von Beiträgen wäre Sch”o daher selbst dann_nicht
möglich gewesen, wenn er nicht über den 40 Februar 1916

hinaus Kriegsdienst geleistet hätte; durch die weitere
Kriegsdienstleistung ist dem Scho semit keine Beitrags—

leistung entgangen, die durch die Ersatzzeitenregelung zu
ersetzen wäreo

Die Ansicht des LSG‚ die Neugestaltung des Leistungssystems

der Rentenversieherung führe zu einer anderen Beurteilung‚

trifft nicht zu° Das LSG hat dabei verkannty dass hier

— obwohl es sich um einen Versioherungsfall neuen Rechts

_ 8 _
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handelt —die Frage? ob Sehe nach Eintritt der
Invalidität‚und dem Beginn des Rentenbezugs am
40 Februar 1916 das Versicherungsverhältnis hat
fortsetzen können9 für ihn also für diese Zeit

Beiträge haben entrichtet werden dürfen9 nicht

nach neuem Recht zu beantworten ist; diese Frage

ist Vielmehr — wie geschehen - nach dem Recht zu

beantworten, das in dem Zeitraum gegoltcn hat‚}

für den Beiträge_entrichtct oder "ersetzt" werden

sollen (Bed10, 156‚ 158; vgl° auch@1422RVO=
@ 144 AVG)° Auch bei Versicherungsfällen neuen
Rechts kann daher keine Kriegsdienstzeit im

ersten Weltkrieg9 während der Invalidenrente

nach 5 1255 Abs° 5 RVG idF vom 190 Juli 1911
(Krankcnrente) gewährt werden ist? nicht als

Ersatzzeit im Sinne von € 1251 Abs„ 1 Ziff" 1

RVG (= € 25 Abs„ 1 Ziff° 1 AVG) angesehen und

damit auch nicht als Versicherungszeit nach

5 1250 Abs° 1 Buchst" b EVO (= @ 27 Abso 1 Buchsto b
AVG) angerechnet werden„ ‘

Auf die Revision der Beigeladenen sind somit

die Urteile des LSG und des SG aufzuheben;
die Klage ist abzuweisen0

Die Entscheidung über die Kosten folgt aus 5 195 SGG°
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